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Bessere Politik durch

Föderalismus und direkte Demokratie

Reiner Eichenberger/Bruno S. Frey

Der Staat wird heute oft als ineffizient, schwerfällig, überdimensioniert und 
bürgerfern beurteilt. Daher fordern die meisten Reformvorschläge eine 
Verminderung der Staatstätigkeit durch Privatisierung und Deregulierung. 
Kaum beachtet wird hingegen, daß zur Zurückdrängung des Staates eine Al
ternative existiert: In diesem Aufsatz wird argumentiert, daß der staatliche 
Entscheidungsprozeß vor allem durch mehr direkte Demokratie und mehr 
Föderalismus verbessert werden kann. Beide Institutionen erleichtern cs den 
Bürgern, ihre Anliegen auszudrücken, und stärken den Druck auf Regierung 
und Verwaltung, auf die Präferenzen der Bürgor-cinzugchen. Dadurch wer
den auch die Erfolgschanccn marktwirtschaftlicher Reformen erhöht.

Mit den hier vorgcschlagcncn Neuerungen wird weder ein größerer noch 
ein kleinerer, sondern ein besserer Staat angestrebt. Im ersten Abschnitt wird 
aufgczcigt, weshalb der Staat nicht einfach zurückgedrängt werden kann. 
Daran anschließend wird Staatsversagen im Sinne von Demokratieversagen 
analysiert. Im dritten Abschnitt werden Vorschläge zur Verbesserung staatli
cher Entscheidungen diskutiert. Dabei erweisen sich föderalistische und di
rekt-demokratische Institutionen als besonders vorteilhaft. Der letzte Ab
schnitt faßt die Ergebnisse kurz zusammen.
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Staat und Markt

Mehr Markt, weniger Staat

Märkte und Privatwirtschaft funktionieren gut; Staat und Verwaltung hinge
gen schlecht. Diese heute populäre Einschätzung deckt sich mit den Ergeb
nissen unzähliger neuerer wirtschaftswissenschaftlicher Arbeiten. Vor allem 
im Rahmen der Modernen Politischen Ökonomie - Public Choicc, Neue In- 
stitulioncnökonomik, Eigenlumsrcchts- und Transaktionskoslenanaly.se -, in 
der Regierungen und politische Handlungsträger als endogene Akteure des 
politisch-ökonomischen Systems begriffen werden (Erey 1981; Mueller 1989; 
Eggcrlson 1990), werden verschiedene Ursachen für Staatsversagen identifi
ziert und analysiert. Besondere Aufmerksamkeit wird dabei den Eigenintercs- 
sen der regierenden Parteien und Politiker, dem Einfluß von Interessengrup
pen, der Eigendynamik von Bürokratien und der relativ schwachen Vertre
tung von Konsumenten und Steuerzahlern im politischen Prozeß zuteil. Als 
Folge dieser Arbeiten beurteilen heute die meisten Ökonomen Märkte als ef
fizient und die Politik als ineffizient (Winlrobe 1987; Seilen 135 f; Willman 
1989, Seilen 1395/.); aus dieser Sicht wirkt jeder Schritt von Staat zu Markl 
beispielsweise durch Privatisierung oder Deregulierung cffizicnzslcigcrnd.

.‘5

Weniger Markt, mehr Staat

Trotz der heute vorherrschenden Meinung, marktliche Entscheidungspro
zesse seien staatlichen überlegen, darf nicht vergessen werden, daß bis in die 
sicbzigcrjahrc hinein auch Ökonomen vermehrte staatliche Aktivitäten ge
fordert oder zumindest Schützenhilfe für solche Verlangen geliefert haben. 
Marktversagen bei öffentlichen Gütern, Vcrtcilungsfragcn und monopolisti
schen Marktstrukturen galten in den Wirtschaftswissenschaften lange Zeil als 
gute und hinreichende Argumente zur Begründung von Markle in griffen, de
ren sich Regierungen gern bedienten, um beispielsweise Verstaatlichungen 
oder kcyncsianischc Geld- und Fiskalpolilik zu rechtfertigen (Schweizer 1993).

Die Gegensätzlichkeit der beiden Positionen kann kaum damit erklärt 
werden, daß sich der Staat oder die Märkte während der letzten zwanzig Jah
re grundsätzlich verändert hätten. Vielmehr läßt sic sich zu einem großen 
Teil dadurch erklären, daß Marktversagen und Staatsversagen häufig unreali
stischen Vergleichen unterzogen werden. Wer — wie viele Wissenschaftler 
früher - reale Märkte mit all ’ ihren Unvollkommenheiten einem perfekt 
funktionierenden, wohlwollenden Staat gcgcnübcrstcllt, diagnostiziert 

Transaktionskoslenanaly.se


Demokratie und Marktwirtschaft

Marklvcrsagcn; wer - wie viele Ökonomen heute - den realen Staat, ob als 
Demokratie oder gar als Diktatur, mit vollständig wettbewerblichen, Lransakti- 
qnskostenfreien Märkten vergleicht, diagnostiziert Staatsversagen. Beide Per
spektiven lehren jedoch, daß weder Staat noch Markt perfekt funktionieren. 
Somit bringt die Analyse vom absoluten Staats- und Marktversagen keine in
teressanten Einsichten. Relevante Erkenntnisse können nur durch einen ver
gleichenden Ansatz gewonnen werden.

Auch in Zukunft werden Staat und Markt nebeneinander stehen. Daß cs 
ohne Markt nicht gehen wird, braucht hier nicht weiter begründet zu wer
den. Daß cs ohne Staat nicht gehen wird, geht zum einen darauf zurück, daß 
cs weiterhin gute Gründe für eine bestimmte (eingeschränkte) Rolle des 
Staates gibt: Selbst ein großer Teil der Wirtschaftswissenschaftler befürwortet 
heute in Bereichen wie der Umwelt-, der Vcrtcilungs- oder der Wettbewerbs
politik neue staatliche Aktivitäten (Frcy/Fommcrehne/Schneidcr/Guilberl 1984; 
Alston/Kearl/Vaughan 1992). Zum anderen deutet eine positive politisch-öko
nomische Analyse auf weitere Staatscingriffc hin: Neben Marktversagen führt 
nämlich auch das Gegenteil - Marktcrfolg - zu Staatscingriffcn. Regierungen 
haben nicht nur Anreize, in versagende Märkte cinzugrcifcn, sondern gerade 
auch in besonders erfolgreiche und gut gedeihende, weil sic dort besonders 
große Renten abschöpfen können: Staatscingriffc sind endogen.

Staat und Markt sind somit nicht gegensätzliche, sich anschließende Insti
tutionen, sondern sic bedingen und ergänzen sich gegenseitig. Deshalb muß 
sich die wirtschaftswissenschaftliche Analyse von der eingeschränkten Sicht
weise „entweder Staat oder Markt" ab- und einer breiteren Betrachtung zu
wenden, in der untersucht wird, unter welchen Bedingungen Staat und Markt 
vergleichsweise effizient sind und welche Maßnahmen die Funktionsfähigkeit 
der beiden Entschcidungssystcmc verbessern. Im folgenden wird dieser Weg 
für die Analyse der Effizienz des Staates und der Demokratie verfolgt.

Unzufriedenheit mit dem Staat

„Demokratieversagen“

Unter Staatsversagen wird in der politisch-ökonomischen Literatur bisher 
Dcmokraticvcrsagcn verstanden. Mit Problemen anderer Staatsformen, ins
besondere autoritären Regimes, haben sich politische Ökonomen bisher nur 
vereinzelt beschäftigt (Tulloch 1987; Wintrobe 1990; Frey/Eichenberger 1992). 
Von den verschiedenen Ursachen für Dcmokraticvcrsagcn, die in der wissen- 
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schafllichcn Literatur diskutiert wurden, fanden folgende besondere Auf
merksamkeit:
□ Gemäß dem Aggregationsparadox (Arrow 1951; Condorccl 1795) muß die 
Aggregation individueller Präferenzen durch Abstimmungen unter ver
schiedenen „vernünftigen" Bedingungen nicht zu einer konsistenten gesell
schaftlichen Entscheidung führen. Dadurch werden willkürliche und insta
bile Politiken möglich.
□ Einzelne Bürger haben wenig Anreiz, sich gut zu informieren und sich an 
Wahlen und Abstimmungen zu beteiligen, weil die Wahrscheinlichkeit, daß 
ihre Stimme das Wahlergebnis beeinflußt, zumeist vcrnachlässigbar klein ist. 
Überdies stellen die Informationsaufnahme und -Verarbeitung vor einer 
Wahl und die Wahltcilnahmc selbst aus Sicht des einzelnen ein öffentliches 
Gut dar. Der einzelne hat zwar alle Kosten der Information und Abslim- 
mungstcilnahme zu tragen; die Nutzen aus einer wohlinformicrtcn Ent
scheidung kommen aber auch allen anderen Gcscllschaflsmitglicdern zugu
te. Als Folge davon sind die Wählenden kaum besonders gut über die zur 
Wahl stehenden Alternativen informiert, und die Wahlbeteiligung kann ge
ring sein.
□ Auch das Mitwirken in Interessengruppen ist für den einzelnen Hand
lungsträger ein öffentliches Gut. Weil die verschiedenen Interessengruppen 
das daraus folgende Organisaüonsproblcm unterschiedlich gut bewältigen 
können (Olson 1965), sind die verschiedenen in einer Gesellschaft existie
renden Interessen und Gruppen im politischen Prozeß unterschiedlich gut 
vertreten.
□ Belastend für das Funktionieren einer Demokratie sind die Handlungs- 
spiclräumc der Regierung und der Verwaltung. In repräsentativen Demokra
tien beispielsweise kann die Regierung versuchen, ihre Wicdcrwahlchanccn 
zu steigern, indem sic einen Konjunkturzyklus zeitlich gezielt auf den Wahl- 
termin auslöst und damit die Wirtschaft destabilisiert (Nordhaus 1989), oder 
sic kann durch verstärkte Verschuldung auch auf die Politik späterer Wahl
perioden und Regierungen cinwirkcn (TabeUini/Alesina 1990). Die Verwal
tung schließlich genießt einen besonderen diskretionären Spielraum, den sic 
auf Kosten der Wähler ausnutzen kann (Niskanen 1971).
□ Da im politischen Prozeß nicht nur allokalivc, sondern auch vcrtcilungs- 
rclcvantc Entscheidungen gefällt werden, neigen einzelne Gruppen dazu, 
sich durch Rcntcnsuchc (ToUison 1982) und Stimmcnlausch (Mueller 1989, 
Kapitel 5) Vorteile zu verschaffen, was auf gesellschaftlicher Ebene bedeu
tende Verluste verursachen kann.
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Bedingungen für „Dcmokraticcrfolg“

Die verschiedenen Gründe für Dcmokraticvcrsagcn wurden bisher zumeist 
isoliert analysiert. Sic beruhen aber alle auf zwei Ursachen. Dies wird unmit
telbar einsichtig, wenn man den Schwächen der Demokratie die Stärken des 
Marktes gcgcnübcrstcllt: In gut funktionierenden Märkten werden die indi
viduellen Bedürfnisse besonders effizient befriedigt, weil die Individuen ihre 
Nachfrage und damit ihre Präferenzen frei und vollständig äußern können 
und weil der Wettbewerb unter den Anbietern zu einem effizienten Angebot 
führt. Umgekehrt versagen Märkte um so eher, je weniger diese beiden Be
dingungen erfüllt sind. So können Märkte bei öffentlichen Gütern stärker 
versagen als demokratische Entscheidungen, weil Individuen in Märkten 
kleinere Anreize haben, ihre Präferenzen für öffentliche Güter zu äußern, als 
bei Abstimmungen oder Wahlen, bei denen sic die Kosten ihrer Nachfrage 
nicht allein tragen müssen;, oder die gesellschaftlichen Kosten von un
regulierten Monopolen können größer sein als diejenige staatlich kontrol
lierter, deren Verhalten wenigstens teilweise über Wettbewerb im politischen 
Bereich mitbestimmt wird.

Übertragen auf die Demokratie sind cs genau diese beiden Bedingungen 
- vollständige Präferenzäußerung und Wettbewerb die in allen heute exi
stierenden Demokratien in mehr odci' weniger gravierender Weise einge
schränkt sind und daher dem Dcmokraticvcrsagcn letztendlich zugrundclic- 
gcn. Die Funktionsfähigkeit der Demokratie kann daher verbessert werden, 
indem den Individuen mehr Möglichkeiten gegeben werden, ihre Präferen
zen zu äußern, und indem der politische Wettbewerb gestärkt wird. Auf die 
zuvor diskutierten Beispiele für Dcmokraticvcrsagcn wirkt sich dies folgen
dermaßen aus:

Je besser die Individuen die Intensität ihrer Präferenzen ausdrücken kön
nen,
□ desto kleiner wird die Wahrscheinlichkeit eines Aggregationsparadoxes 
(Willman 1989, Seiten 1413ff),
□ desto größer werden die Anreize der Bürger, sich über die verschiedenen 
zur Auswahl stehenden Alternativen zu informieren und an Wahlen und Ab
stimmungen tcilzunchmcn, und
□ desto unbedeutender wird Stimmentausch und um so kleiner wird damit 
der Einfluß von Interessengruppen.

Je intensiver der politische Wettbewerb wird (beispielsweise wenn Regie
rungen kontinuierlich und nicht nur alle paar Jahre im Hinblick auf bevor
stehende Wahlen dem Wettbewerb ausgesetzt werden),
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□ um so kleiner wird der Freiraum einer Regierung und desto größer wer
den ihre Anreize, die Verwaltung wirkungsvoll zu kontrollieren,
□ um so kleiner werden die Anreize der Regierung, durch Mark le in griffe 
Renten zu schaffen, weil im politischen Wettbewerb verstärkt auf die Kosten 
solcher Markteingriffc hingcwicscn wird, und
□ um so kleiner werden folglich auch die Aufwendungen für die Rentensu
che der verschiedenen Interessengruppen und damit der Einfluß dieser 
Gruppen.

Anreize und Möglichkeiten der Individuen, ihre Präferenzen zu äußern, 
und Wettbewerb sind somit für die Effizienz von demokratischen Prozessen 
genauso Schlüssclclcmcntc wie für die Effizienz von Märkten. Im Konzept 
von Angebot und Nachfrage wird denn auch ihre Funktion besonders deut
lich: Die Präferenzäußerung dient im demokratischen Prozeß genauso wie in 
Märkten dazu, die Nachfrage bzw. die ZahlungsbcrciLschall der Individuen 
für die möglichen Alternativen zu erfassen, wohingegen Wettbewerb ein effi
zientes Angebot bewirkt.

Reformen des politischen Prozesses

Die heutige Reformdiskussion konzentriert sich hauptsächlich darauf, die 
Märkte zu stärken und den Staat zurückzudrängen. Im vorliegenden Beitrag 
wurde aber argumentiert, daß Staatscingriffc eine endogene Größe des poli
tisch-ökonomischen Systems sind. Die bloße Beschneidung von früherem 
staatlichen Wildwuchs kann deshalb zu keiner bleibenden Effizicnzstcige- 
rung führen, wenn die Ursachen für die Staatscingriffc und für deren An
wachsen erhalten bleiben. Demzufolge sollte nicht nur privatisiert und dere
guliert, sondern gleichzeitig auch das politische System reformiert werden. 
Die bisherige Diskussion zeigt zwei erfolgversprechende Reformansätze auf: 
Die Stärkung des politischen Wettbewerbs und die Verbesserung der Mög
lichkeiten zur individuellen Präferenzäußerung.

Stärkung des politischen Wettbewerbs

Der Handlungsspielraum von Regierungen und Parlamenten in repräsentati
ven Demokratien ist beträchtlich, weil Wahlen in der Regel nur alle vier Jah
re statlfindcn und das politische Gedächtnis der Wähler infolge kleiner An
reize kurz ist (Schneider/Pommerehne 1980; Paldam 1991). Zur Einschränkung 
dieses Spielraumes und um die Politiker stärker an den Willen der Wähler zu 
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binden, kann der politische Wettbewerb auf verschiedenen Stufen verstärkt 
werden.

Wettbewerb zwischen Gebiclskörperschaflen: Föderalismus 
Föderalismus wird heute trotz seiner Wettbewerbs- und cffizicnzstcigcrndcn 
Eigenschaften (Tiebout 1956; Oates 1977; Frey 1981, Kapitel 3) nur selten be
wußt zur Verstärkung des politischen Wettbewerbs eingesetzt. Dies gilt selbst 
für die meisten Länder, die gute Erfahrungen mit föderalistischen Strukturen 
gemacht haben (zum Beispiel Deutschland, Österreich, Kanada oder Austra
lien). Als Folge davon ist der Freiraum der unteren politischen Ebenen mei
stens eng, cs sei denn aus historischen Gründen wie in den USA oder der 
Schweiz. Beispielsweise können in den wenigsten der „föderalistischen“ Staa
ten die unteren Ebenen ihr Steuersystem frei gestalten.

Auch der Wettbewerb zwischen Staaten wird kaum bewußt gestärkt. Die 
fortschreitende europäische Einigung bringt sogar in vielen Bereichen eine 
Schwächung dieses Wettbewerbs, weil wichtige Slaatsaufgabcn zentralisiert 
werden (Vaubel/Willclt 1990; Andersen/Eliassen 1991). Beispielsweise schwächt 
die Harmonisierung der Mehrwertsteuern den Druck, die Steuer niedrig zu 
halten, oder die Zentralisierung der Gcldpolitik durch die europäische Wäh
rungsunion eröffnet auf der Ebene der europäischen Gcldpolitik neue Mög
lichkeiten destabilisierender, inflationärer Politiken, weil solche Maßnahmen 
dann nicht mehr im gleichen Ausmaß wie bisher zu Abwertung und Ka
pitalflucht führen.

Die Stärkung des politischen Wettbewerbs durch föderalistische Struktu
ren kann auf verschiedenen Ebenen ansetzen. Einzelnen Gliedstaaten, Bezir
ken und sogar Gemeinden können weilcrgehcndc Rechte als heute cingc- 
räumt werden. Daß derart ausgeprägter Föderalismus funktionsfähig ist, kann 
am Beispiel der Schweiz ersehen werden, wo die 26 Kantone und Halb- 
kantonc (Gliedstaaten mit 14 000 bis 1,1 Millionen Einwohnern) bei den di
rekten Steuern vollständige Steuerhoheit genießen, und die einzelnen Ge
meinden auf den kantonalen Steuern nochmais-cincn eigenen Hebesatz fest- 
legcn dürfen. Die dadurch entstehenden Unterschiede in der Stcucrbcla- 
stung können leicht 100 Prozent und mehr erreichen. Gleichzeitig sorgt der 
Wettbewerb zwischen den verschiedenen Kantonen und Gemeinden dafür, 
daß selbst die Steuern in besonders teuren Gemeinden im europäischen 
Vergleich niedrig sind und die Ausgabendisziplin groß ist.

Denkbar sind noch wcitcrgchcndc wcttbcwcrbsstärkcndc, föderalistische 
Strukturen. So könnten konkurrierende „überlappende Jurisdiktionen" (Ca- 
seUa/Frey 1992) verschiedene Funktionen wie Erzichungs-, Polizei- und Fcu- 
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crweh raufgaben oder Abwasser- und Abfallbcwirtschaftung von Gemeinden 
oder Gliedstaaten übernehmen (falls sic nicht privatisiert werden); den ein
zelnen Bürgern oder ganzen Quartieren und Gcmcindctcilcn könnte dann 
die Wahl überlassen werden, bei welchen Anbietern sic die jeweilige Leistung 
cinkaufcn wollen.

Stärkung der Wicdcrwahlrestriklion
Politiker können stärker vom Willen der Wähler abhängig gemacht werden, 
indem repräsentative Systeme mit Elementen kontinuierlicher Populariläls- 
messung der Regierung angcrcichcrt werden. Eine Verkürzung der Wahlpe
rioden weist in dieser Hinsicht zwar Vorteile auf, aber sic kann zu ungewoll
ten Effekten führen, beispielsweise zu diskontinuierlicher Politik. Andere 
Maßnahmen sind deshalb besser geeignet. So können in Mchrkammcrsystc- 
men oder in Präsidialdcmokraticn die verschiedenen Wahlen zeitlich so ver
teilt werden, daß die Regierung gezwungen wird, ihre Popularität gleichmä
ßig über ihre ganze Amtsperiode hochzuhalten. Ebenso können in föderali
stischen Strukturen die Wahlen auf Ebene der Gliedstaaten entsprechend ge
staffelt werden. Daß Wahlen auf dieser Ebene tatsächlich eine Restriktion für 
die Politik der Zcntralrcgicrung bilden, zeigen neue empirische Untersu
chungen für die USA (Simon/Oslrom/Marra 1991). Regelmäßige Wahlen auf 
Ländcrcbcnc sind auch eines der Erfolgsgchcimnissc der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Wahlen in den einzelnen Bundesländern bewirken, daß die 
Bundesregierung ihre Politik nicht nur auf ihre eigene Wiederwahl ausrich
tet, sondern ihre Popularität kontinuierlich hoch zu halten versucht, weil sich 
die Ergebnisse der Ländcrwahlcn über den Bundesrat direkt auf die Bundes
ebene auswirken.

„Strittige Märkte“: direkte Demokratie
Wie die Wettbewerbstheorie zeigt, sind Marktoffenheit und freier Marktzu
tritt für die Effizienz von Märkten von größter Bedeutung (Baumöl 1982). Im 
politischen Bereich kann der Marktzutritt und damit der Wettbewerb schon 
dadurch gestärkt werden, daß wcttbcwcrbsbchindcrndc Regelungen abge
baut werden. Typische Beispiele dafür sind die Gesetze zur Partcicnfmanzic- 
rung, die etablierte Parteien bcvortcilcn. Auch Vorschriften, die die Wahl- 
kampfausgaben limitieren, können den Marktcin tritt erschweren, weil gerade 
neue politische Anbieter auf Werbung und Wahlkampfaktivilätcn angewiesen 
sind, um bekannt zu werden und ihr Programm zu erklären (Mueller 1989, 
Kapitel 11).

Besonders wichtig ist cs, den Wettbewerb während der Amtszeit der Regie
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rung zu stärken und den politischen Markt zu öffnen. Geeignet hierfür sind 
vor allem direkt-demokratische Institutionen wie das obligatorische Referen
dum, das Referendums- und das Initiativrecht: Beim obligatorischen Refe
rendum werden gewisse Entscheidungen der Regierung und des Parlaments 
automatisch einer Volksabstimmung unterstellt; beim Rcfcrcndumsrccht 
wird Bürgern das Recht cingcräumt, über einzelne Beschlüsse der Regierung 
oder des Parlaments eine Volksabstimmung zu verlangen, falls sic eine ge
wisse Anzahl Unterschriften Gleichgesinnter sammeln können; das Initiativ
recht erlaubt Bürgern, Abstimmungen über eigene Gesetzes- oder Verfas- 
sungsändcrungsvorlagcn zu verlangen und damit selbst Vorschläge auf die 
politische Agenda zu bringen.

Stärkung der Möglichkeiten und Anreize zur Präferenzäußerung

Die Anreize der Bürger, sich über die zur Auswahl stehenden Alternativen zu 
informieren, sind um so größer, je föderalistischer, marktwirtschaftlicher und 
direkt-demokratischer ein politisches System ist. Im Gegensatz zu einem zen
tralistischen System, in dem gute Informationen kaum privaten Nutzen ver
sprechen, haben die Bürger in föderalistischen Systemen stets die Möglich
keit, in andere Gcbiclskörpcrschaftcn abzuwandern. Dadurch werden für sic 
Informationen über die verschiedenen Alternativen zu einem privaten Gut, 
und cs lohnt sich deshalb für sic, sich zu informieren. Je weniger die einzel
nen Bürger ihr Los beeinflussen können, desto kleiner sind ihre Anreize, all- 
fällige Folgen einer Politikmaßnahmc zu antizipieren und sich entsprechend 
anzupassen. Volksabstimmungen motivieren die Bürger vermehrt, sich für 
politische Belange zu interessieren, weil die Sachvorlagcn die Bürger unmit
telbar betreffen und Abstimmungscntschcidungcn verbindlich sind. Im Ge
gensatz dazu beeinflussen Wahlergebnisse die Politik nur indirekt.

Föderalismus und direkt-demokratische Institutionen verbessern zudem 
die Möglichkeiten der Bürger, ihre Präferenzen auszudrücken. In föderalisti
schen Systemen offenbaren die besonders Unzufriedenen, die die Kosten der 
Abwanderung auf sich nehmen, ihre Unzufriedenheit auf gut sichtbare und 
glaubwürdige Weise. Wie wirksam Signale der Abwanderung sind, zeigt sich 
an den Folgen der Massenflucht aus der DDR im Jahre 1989, die sicher un
vergleichlich viel mehr bewirkt hat als zahlenmäßig gleich viele regimckriti- 
schc Wählcrsümmcn. In der direkten Demokratie können Bürger den Anlie
gen, die ihnen besonders wichtig sind, mehr Gewicht verschaffen, indem sic 
eine Volksinitiativc oder ein Rcfcrcndumsbcgchrcn unterzeichnen oder sich 
sogar selbst an der Unterschriftensammlung beteiligen.
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Zur Verbesserung der Möglichkeiten zur Präferenzäußerung wurden in 
der Literatur verschiedene verfeinerte Abstimmungsverfahren vorgcschlagcn 
(Mueller 1989, Kapitel 7 und 8). Beim Punktwahlvcrfahrcn etwa haben die 
Stimmenden nicht nur eine Stimme, sondern ein Punktebudget, das sic ge
mäß ihren Präferenzen über die verschiedenen Alternativen verteilen kön
nen. Daß solche „neuen“ Abstimmungsverfahren nicht nur in der Theorie 
funktionieren, vermag wiederum die Schweiz zu illustrieren, wo die Bürger 
bei Wahlen auf nationaler und kantonaler Ebene zwei, in einigen Kantonen 
sogar drei Stimmen auf einen Kandidaten kumulieren können.

Präferenzstärken drücken sich auch in der Wahrscheinlichkeit aus, mit 
der ein Bürger überhaupt an einer Abstimmung tcihümml. Abstimmungen 
mit vergleichsweise niedrigen Stimmbctciligungcn, an denen eher Indivi
duen mit relativ intensiven Präferenzen teilnchmcn, können dabei durchaus 
effizienter sein als Abstimmungen mit hohen Stimmbctciligungcn, bei denen 
die individuellen Präferenzstärken keinen Einfluß auf die Stimmbclciligung 
haben. Weil überdies relativ indifferent Stimmende auch leichter durch sach
ferne Propaganda beeinflußbar sind, sollte die Stimmbclciligung nicht durch 
Sümmzwang oder sonstige Anreize erhöht werden.

Direkte Demokratie

Bisher wurden die vorteilhaften Eigenschaften föderalistischer und direkt- 
demokratischer Institutionen betont. Während die Vorteile föderalistischer 
gegenüber zentralistischen Systemen in den Wirtschaftswissenschaften gut 
untersucht, wohlbekannt und auch akzeptiert sind, stehen viele Ökonomen 
der direkten Demokratie kritisch gegenüber. Im folgenden wird deshalb auf 
drei der gängigsten Kritiken cingcgangcn und einige empirische Evidenz an
geführt, die die Stärken direkt-demokratischer Institutionen aufzeigen.
□ Bei der ersten Kritik wird behauptet, die Bürger seien unfähig, bei Sachab
stimmungen vernünftige Entscheidungen zu treffen. Sachvorlagcn seien so 
komplex, daß sic Spezialisten überantwortet werden müßten: den Parlamen
tariern und der Regierung. Diese Kritik ist aus ökonomischer Sicht unhalt
bar. In der Ökonomie wird davon ausgegangen, daß die Individuen bei 
Markten (Scheidungen selbst am besten beurteilen können, was gut für sic ist. 
Es gibt keinen einsichtigen Grund, weshalb dies nur auf marktliche und nicht 
auf politische Entscheidungen zulrcffcn soll. Zudem gehl diese Kritik nicht 
vergleichend vor. Sic läßt offen, welche Anreize Repräsentanten haben, wohl- 
informierte Entscheidungen im Interesse der Bürger zu treffen, und wie Bür
ger, denen die politische Urteilsfähigkeit für Sachentscheidungen abgespro- 
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chcn wird, fähig sein sollen, die „richtigen“ Wahlen tschcidungcn zu treffen 
und die „richtigen“ Repräsentanten zu wählen. Überdies ist keineswegs ein
sichtig, weshalb Sachentscheidungen komplexer als Wahlentschcidungcn 
sein und mehr Information, erfordern sollten. Eher das Gegenteil trifft zu: 
Damit sich ein Bürger bei einer Sachabstimmung vernünftig entscheiden 
kann, muß er beurteilen, wie er durch die Alternativen betroffen wird. Will 
er hingegen bei Wahlen vernünftig entscheiden, muß er nicht nur beurtei
len, wie er durch die verschiedenen Parteiprogramme mit einer Unzahl ver
schiedener Maßnahmen betroffen würde, sondern auch noch, ob die Partei
en tatsächlich willig und fähig sind, ihre Pläne und Versprechen umzusetzen. 
Wenn er aber versucht, das zukünftige Verhalten der Kandidaten anhand ih
rer früheren politischen Handlungen zu beurteilen, muß er nicht nur genau 
wie bei Sachabstimmungen wissen, was die aus seiner Sicht richtigen Ent
scheidungen gewesen wären, sondern zusätzlich auch noch, wie die Kandida
ten im Parlament abgestimmt haben (was bei geheimen Abstimmungen un
möglich wird).

In diesem Zusammenhang vermag auch das oft vorgcbrachlc Argument, 
die Bürger könnten besser die „richtige“ Partei oder den „richtigen“ Politiker 
wählen, als Sachfrägcn „richtig“ entscheiden - genauso wie sic zwar einen gu
ten Anwalt bestimmen, aber kaum einen Prozeß führen könnten -, nicht zu 
überzeugen und schon gar nicht als Argument für repräsentative Demokratie 
zu dienen. In der direkten Demokratie entstehen nämlich Institutionen, die 
zur Informationseffizienz in ähnlicher Weise beitragen wie die Reputation 
von Politikern und Parteien in repräsentativen Demokratien. Einerseits ha
ben die Parteien und Interessengruppen Anreize, ihre Positionen möglichst 
klar und einfach darzustcllcn und eine Reputation als .Abstimmungsberater“ 
aufzubaucn, und andererseits entwickeln sich gesellschaftliche Regelungen, 
die die Informationskosten senken und die Transparenz erhöhen. So haben 
sich sowohl in der Schweiz als auch in den USA (Möckli 1991, Seilen 29ff) 
mehr oder weniger formelle Regeln entwickelt, wie Parteien und Interes
sengruppen ihre Abstimmungscmpfchlungcn vor Abstimmungen in Ab- 
slimmungsparolcn oder standardisierten Stellungsnahmcn kundtun können, 
die cs den Stimmenden ermöglichen, sich auf einfache und effiziente Weise 
zu informieren.
□ Häufig wird angeführt, direkte Demokratie könne leicht zu einer Tyrannei 
der Mehrheit führen. Genau wie der erste Kritikpunkt ist auch dieses Ar
gument unangebracht, weil nicht vergleichend vorgegangen wird: Es läßt of
fen, weshalb in repräsentativen Demokratien Minderheiten weniger über
gangen werden sollen als in direkten Demokratien. Wiederum kann argu- 
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nicnticrt werden, daß gerade das Gegenteil zutrifft: Je häufiger über Sachvor- 
lagcn abgcstimint wird, desto kleiner wird die Wahrscheinlichkeit, daß eine 
Gruppe oder ein Individuum immer zu den Verlierern zählt. Die Vorlagen 
sind so unterschiedlich und erfassen so viele Bereiche, daß die Mehrheiten 
stets aus verschiedenen und wechselnden Gruppen bestehen. Im Gegensatz 
dazu können in repräsentativen.Systemen sehr wohl einzelne Gruppen über 
Jahre oder gar Jahrzehnte in die Opposition verbannt sein und dauernd 
überstimmt werden.
□ Drittens wird behauptet, direkte Demokratie sei nur unter ganz bestimm
ten Bedingungen funktionsfähig: nur in kleinen Ländern mit einer starken, 
wenn möglich Jahrhunderte allen, in kleinen Einheiten verwurzelten demo
kratischen Tradition, also in Ländern wie beispielsweise der Schweiz. Diese 
Kritik vernachlässigt, daß heute in verschiedenen Ländern regelmäßig Volks
abstimmungen durchgeführt werden, auf die solche Bedingungen kaum zu- 
U'clTcn: Das Argument der Kleinheit versagt zumindest im Falle Australiens, 
wo sozusagen auf Kontincnlalcbcnc regelmäßig Referenden abgehaltcn wer
den; das Argument der Tradition versagt in Kalifornien, wo umfassende, bis 
heule intensiv genutzte direkt-demokratische Institutionen schon kurz nach 
iler ersten großen Einwandcrungswcllc und der Staatsgründung aufgebaut 
wurden (Möckli 1991); und das Argument der notwendigen Verwurzelungen 
vermag kaum die italienische direkte Demokratie zu erklären, wo zwar re
gelmäßig, aber nur auf Ebene des Zcntralstaalcs Referenden abgehaltcn wer
den. Überdies sind in den meisten demokratischen Staaten für gewisse, zu
meist gerade für besonders wichtige Fragen Volksabstimmungen möglich 
oder sogar vorgesehen (Buller/Ranney 1978). Gerade die neuesten Beispiele 
der Volksabstimmungen über die Maaslrichcr Verträge in Dänemark, Irland 
und Frankreich zeigen deutlich, daß die politische Diskussion bei Sachab
stimmungen keinesfalls von geringerer Qualität sein muß als bei Parlamcnls- 
oder Rcgicrungscntscheidungen.

Wie diese kurze Diskussion zeigt, sind die verschiedenen Kritiken an der 
direkten Demokratie nicht stichhaltig. Direkt-demokratische Institutionen 
sollten vielmehr zu vergleichsweise guten Polilikergebnissen führen. Die da
zu vorliegenden empirischen Untersuchungen, die zumeist auf Vergleichen 
von unterschiedlich direkt-demokratischen Gebiclskörpcrschalicn in der 
Schweiz und in den USA beruhen, bestätigen die theoretisch zu erwartenden 
Vorteile der direkten Demokratie. Beispielsweise zeigen sic, daß
□ das Niveau und das Wachstum der Slaalsausgabcn um so niedriger ist 
(Pommerehne/Schneider 1982),
□ das Wachstum um so mehr durch die Nachfrage nach Slaatslcislungcn und 
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um so schwächer durch angcbotsscitigc Effekte bestimmt wird (Kirchgässner/ 
Pommerehne 1990), und
□ die Produktion öffentlicher Leistungen um so kostengünstiger (effizien
ter) ist (Pommerehne 1978), je ausgeprägter die direkt-demokratischen Institu
tionen sind (Schneider 1992). Die hohe Effizienz vergleichsweise direkt- 
demokratischer Institutionen wirkt sich auch auf die Zufriedenheit der Bür
ger aus. Dies vermögen neben verschiedenen Umfragen (Möckli 1991) und 
den Ergebnissen schweizerischer Volksabstimmungen über den Ausbau bzw. 
die Beschneidung der Volksrcchtc allen voran zwei empirische Studien zu il
lustrieren. Die eine zeigt, daß die Stcucrmoral - die als Indikator für die Zu
friedenheit der Bürger mit dem Staal angesehen werden kann - um so höher 
ist, je ausgeprägter die direkt-demokratischen Institutionen sind (Pommer- 
ehne/l'rey 1992). Die andere zeigt, daß in direkt-demokratischen Gemeinden 
die Boden preise besonders hoch sind (Sanlerre 1986). Die Bodcnprcisc sind 
ein Indikator für den Wunsch, in den betreffenden Gebieten zu leben.

Schlußfolgerungen

Staatliche Enlschcidungsprozcsse können durch mehr direkte Demokratie 
und mehr Föderalismus verbessert werden. Einerseits erleichtern cs diese 
beiden Institutionen den Bürgern, ihre Anliegen und Präferenzen auszu
drücken, und andererseits stärken sic den politischen Wettbewerb und damit 
den Druck auf Regierung und Verwaltung, auf die Präferenzen der Bürger 
cinzugchcn. Dadurch wird die Wahrscheinlichkeit von Slaatsvcrsagcn ver
mindert. Während die in der politischen Diskussion oft gegen die direkte 
Demokratie vorgebrachten Argumente nicht überzeugen können, sind die 
positiven Auswirkungen der direkten Demokratie auf die Zufriedenheit der 
Bürger und die Effizienz staatlicher Entscheidungen empirisch gut belegt.
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